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Ergebnisse der AG Bürgerhaushalt über das weitere Vorgehen zur Durchführung des Bürgerhaushaltes 2016/2017
Der Bürgerhaushalt 2014 entfiel zugunsten von unverantworteten Mitteln für drei  Flüchtlingssammelunterkünfte im Bezirk. Die Auswertung des Bürgerhaushalts 2008/09 ist im Archiv und Vergessen.
Der Bürgerhaushalt 2015 befindet sich seit mehr als einem halben Jahr in der Phase der Vorschlagsbewertung, eine Aufgabe, mit der sich viele Dezernate überfordert fühlen und abbrechen möchten.
Nach erfolgreichem Start des Bürgerhaushaltes ist es an der Zeit, über etwaige Veränderungen für den kommenden Bürgerhaushalt 2016/2017 – Teilplan 2016 – nachzudenken.

Schon in ihrer ersten Sitzung 2012 hat die AG Bürgerhaushalt, bestehend aus jeweils einem Vertreter der BVV-Fraktionen sowie der Geschäftsstelle Bürgerhaushalt,  über das weitere Vorgehen zum Bürgerhaushalt 2014/2015 – Teilplan 2014 beraten. 

Über folgende Möglichkeiten wurde diskutiert:

	Variante 1
	Variante 2

	Bereitstellung des gesamten steuerbaren Bezirkshaushaltes
	Vorgabe eines festen Betrages

	Alle Vorschläge aufnehmen
	Vorgabe einzelner Themenkomplexe

	Vorschläge einzeln bearbeiten
	Ein Abstimmungsvorgang




Da sich der derzeitig Bürgerhaushalt noch in der Phase der Vorschlagsbewertung befindet und noch keine eindeutigen Aussagen über die Prüfungsergebnisse der einzelnen Vorschläge gemacht werden können, schlägt die AG Bürgerhaushalt folgendes vor:

Das Verfahren zum Bürgerhaushalt 2016/2017 – Teilplan 2016 bleibt im Grundsatz unverändert. 
Erst nach Vorliegen der gesamten Evaluations- und Prüfungsergebnisse zum Bürgerhaushalt 2014/2015
 könne über eine mögliche Änderung des Konzeptes entschieden werden. Eine Änderung würde dann den Bürgerhaushalt 2016/2017 – Teilplan 2017 betreffen.

Darüber hinaus wurden folgende Beobachtungen gemacht:

1. Einladungen / Ansprache der Bürgerinnen und Bürger

1.1  Bürgerbeteiligung
a. Gesamtzahl aller angeschriebenen Haushalte (mit Tagespost): 126.778

b. Gesamtzahl aller eingereichten Vorschläge: 209

c. Gesamtzahl aller Vorschlagenden: 117
__________________________________
= 0.0016485 Vorschläge pro Anschreiben oder

 =0.0009228 Vorschlagende pro Anschreiben
immer dieselbe ideenlose Frage/Vorschlag:
a. Repräsentativ anschreiben, alle Haushalte anschreiben oder Verzicht auf Einladungen?

	Positionen
	Repräsentativ

3.000 Briefe

Einschließlich Broschüre

(geschätzte Werte!)
	Alle Haushalte, die am Zustelltag Tagespost erhalten

ca. 126.900 Postwurfsendung
	Verzicht auf Einladung, dafür Werbeetat erhöhen

	Layout-Entwurf
	0,00 €
	404,60 €
	entfällt

	Druck (Papier, Postwurf-sendung)
	ca. 200,00 – 300,00 €
	3.623,55 €
	entfällt

	Druck Broschüre
	ca. 4.000,00 €

(Versendung von 3.000 Stück)
	0,00 €
	ca. 4.500 €

(1.500 deutsche plus weitere Sprachen, siehe Punkt 4.1)

	Briefumschläge (Kompaktbrief m. Broschüre)
	ca. 150,00 – 200,00 €
	0,00 €
	entfällt

	Porto
	ca. 2.670,00 €

über PIN-AG (0,89€)
	13.577,92 €
	entfällt

	Personaleinbindung
	Kuvertieren aller Briefe (Kosten sind nicht zu ermitteln)
	entfällt
	entfällt

	Gesamt:
	ca. 7.170,00 €

plus 

ca. 4.500 € (Broschüren z. Auslage)

plus

Werbung (Pkt. 6)
	17.606,07 €

plus 

ca. 4.500 € (Broschüren z. Auslage)

plus

Werbung (Pkt. 6)
	ca. 4.500,00 €

plus

Werbung (Pkt. 6)




b. Es ist zu klären, nach welchen Kriterien repräsentativ anzuschreiben wäre
was ist eine Vereinbarung der AG, die :
sich vorstellt?, repräsentativ anzuschreiben oder ganz auf Einladungen zu verzichten. In jedem Fall soll der Fokus auf die Werbung gelegt werden, um eine höhere Beteiligung bzw. eine höhere Anzahl an Registrierungen im Beteiligungsportal zu erreichen.
Schwachsinns-Idee: Verteilung von Hinweiskarten (Visitenkarten) – „Burger-Raus-halt: Beiss Dir einen ab!“)

Darüber hinaus könnte der aus dem Burgerhaushalt 2015 bestehende Email-Verteiler für eine zusätzliche, direkte Einladung genutzt werden.

1.2  Postwurfsendung
· Positives Interesse an der Postwurfsendung
Frage/Vorschlag:
a. Um die Veganer zu erreichen könnte der  Slogan „Ran an die Tofu Buletten!“ verwendet werden und

b. das be-berlin-Logo auf dem „Deckblatt“ platziert werden (höhere Verbindung zum Land Berlin)
Nix-sagende Vereinbarung AG:
Sollte das Instrument „Postwurfsendung“ weitergeführt werden, würde die AG Bürgerhaushalt den Vorschlägen (a. und b.) zustimmen.
1.3  Inhalt der Vorschläge
· Mind. ca. 40 Vorschläge zu Themen, die das Bezirksamt nicht betreffen
Frage/Vorschlag:
· genauere Vorgabe direkt auf der Postwurfsendung und /oder Broschüre, Rollup, Hinweiskarte (Bsp.: „…zugelassen werden nur Vorschläge, die das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg sowieso schon eingeplant hat…“)
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt dem Vorschlag zu und würde diese Idee mit Hinweisen auf Tätigkeitsfelder, die den Bezirk nicht betreffen, ergänzen (Bsp.: Das Bezirksamt ist nicht zuständig für irgendwas. Also lasst mich in Ruhe!).
1.4  Anzahl der Vorschläge pro Übersendung
a. Vielzahl von Briefen mit vielen unterschiedlichen Ideen und Vorschlägen, die eine Eingabe ins Internet (Beteiligungsportal) über die Geschäftsstelle erheblich erschwerte (irrelevanter Vergleich an dieser Stelle: 209 Vorschläge bei nur 117 Vorschlagenden)

b. Lediglich 60 Vorschläge wurden von den Bürgerinnen und Bürgern selbständig oder von Enkeln und Urenkeln ins Internet eingetragen
Frage/Vorschlag:
a. Genauere Vorgabe zum Einreichen von Vorschlägen direkt auf die Karte schreiben (Bsp.: „… verwenden Sie dafür bitte ausschließlich lilafarbenes Klopapier…“)

b. Verstärkt Hinweise auf Registrierung geben, um eine höhere Beteiligung im Internet zu erreichen (z.B. schon vorab: „…der nächste Bürgerhaushalt kommt… registrieren Sie sich schon jetzt! Wir wollen alle ihre DAAAAAATEEEEEEEN!!!)
Vereinbarung AG, die in keiner logischen Verbindung mit der Frage / Vorschlag steht:
Die AG  Bürgerhaushalt begrüßt, erneut verstärkt auf die vier unterschiedlichen Einreichungsmöglichkeiten hinzuweisen, so dass die Beliebigkeit am größten ist.: 

1. Registrierung im Internet

2. Per Email

3. Per Post

4. Persönlich,

wobei die Einreichung über das Internet künftig mehr beworben werden soll.

Dem Vorschlag b. stimmt die AG Bürgerhaushalt ebenfalls zu.

2. Umgang mit den eingereichten Vorschlägen

2.1  Vorschlagseinreichung/Eingabe ins Internet
a. Die Vorschlagseinreichung erfolgte ab Mitte August bis 10. Oktober 2014

b. Zeitraum der manuellen Eintragung der Vorschläge ins Internet:

08. September bis 16. Oktober

c. Am 16. Oktober wurden die Vorschläge in der Koordinierungsrunde an die Ansprechpartner der einzelnen Abteilungen übergeben

d. Die Vorschläge, der in der Woche vom 13.-17. Oktober geleerten Sammelboxen, konnten erst nach dem Sitzungstermin der Koordinierungsrunde in das System eingepflegt werden und wurden in der vorletzten/letzten Oktober-Woche an die Abteilungen übergeben

e. Zeitraum aller Einträge im Internet: 7 Wochen
Frage/Vorschlag:
a. Wie kann die Übergabe der Vorschläge an die Abteilungen schneller erfolgen?

b. Verzicht auf eine Koordinierungsrunde, in der die Vorschläge gesammelt übergeben werden

c. Vorschläge sofort an zuständige Abteilung übergeben, erst dann bzw. parallele Eingabe ins Internet

d. Reduzierung der manuellen Eingabe auf das Mindestmaß

e. Möglichkeit der Hinterlegung des Vorschlages per PDF-Datei wird derzeit geprüft

f. Demnach wären nur noch wenige Pflichtfelder manuell über die Geschäftsstelle einzutragen

g. Pflicht: Einhaltung von Datenschutzvorgaben – Einverständnis der Bürgerinnen und Bürger ist vorab einzuholen (Bsp.: …“mit Übersendung 

Ihres Vorschlages geben Sie gleichzeitig Ihr Einverständnis zur Veröffentlichung Ihres Vorschlages im Internet…“) Kür: "Wenn Sie keine Angaben machen wollen, wird ihr Vorschlag anonym erfasst und verarbeitet.")
– bereits auf Postwurfsendungen, Infobroschüre, Plakaten zu hinterlegen

Oder:

Personendaten werden durch die Geschäftsstelle geschwärzt und der Vorschlag anschließend per PDF-Datei veröffentlicht
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt den genannten Vorschlägen in ihrer imaginären entweder oder Schnittmenge zu.
2.2  Eingangsbestätigung/Zuständigkeitsbescheinigung
a. um den Bürgerinnen und Bürgern eine schnelle Ansprache unsererseits zu ermöglichen, wurden durch die Geschäftsstelle Eingangsbestätigungen übersandt (nicht in Konzept verankert)

b. und im Anschluss Abgabenachrichten bzw. Zuständigkeitsmitteilungen an die zuständigen Abteilungen

c. Zeitlicher Rahmen für die Eingangsbestätigungen: Mitte August bis 16. Oktober 2014

d. Zeitlicher Rahmen für die Abgabenachrichten: Ende Oktober bis ca. 14. November 2014

e. Alle per Sammelbox eingereichten Vorschläge (ab ca. 13. Oktober tatsächlich erhalten) haben aus Zeitgründen ausschließlich eine Zuständigkeitsmitteilung erhalten. Naja, kann man ja auch mal so oder so machen.
Frage/Vorschlag:
a. Verzicht auf Eingangsbestätigung, wenn Vorschläge nicht gesammelt sondern direkt an die Abteilungen weitergeleitet werden oder wenn, ach, ich gerade ein Kärtchen hab fallen lassen.
b. Dafür Zuständigkeitsmitteilungen an die Bürgerinnen und Bürger über die Geschäftsstelle übersenden
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt den genannten Vorschlägen zu.

3. Auftaktveranstaltungen

3.1  Powerpoint-Präsentation
a. Powerpoint-Präsentation seitens der Bürgerinnen und Bürger und der Beteiligten als zu lang angesehen

b. höheres Interesse der Bürgerinnen und Bürger sowie aller Beteiligten durch die Beteiligung aller BzStR (subjektiv) wahrgenommen (Veranstaltung im Rathaus Schöneberg)
Frage/Vorschlag:
a. Kein Freitag als Veranstaltungstermin

b. Kurze Einführung (nicht länger als 10 Minuten) – Idee:

· Allgemeine Begrüßung

· Erläuterung des Verfahrens („Spielregeln“)

· Keine Vorstellung der einzelnen Dezernate

· Interesse für Rollups wecken

· Präsentation des Beteiligungsportals

· Für Registrierung im Internet werben, um Eingabezeitraum für Geschäftsstelle zu verkürzen

· Registrierungsmöglichkeit direkt bei Auftaktveranstaltung ermöglichen (PC vor Ort)

c. eher wie Börse aufbauen
Vereinbarung AG:

1. 
2. 
3. 
4. 
Das Buffet ausweiten
3.2 Rollups
a. Die Präsentation der einzelnen Abteilungen über die Rollups wurde als sehr positiv aufgefasst

b. Jedoch: 

· die einzelnen Abteilungen hätten besser voneinander visuell abgetrennt sein sollen

· einige Fachbereiche wurden nur sehr wenig von den Bürgerinnen und Bürgern besucht
Frage/Vorschlag:
· Trennfahne (Beachflag) zwischen oder über den Abteilungen (besseres Erkennen der einzelnen Abteilungen)
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt dem Vorschlag zu und bittet darauf hinzuweisen, für welche Aufgabenfelder der Bezirk eindeutig nicht zuständig ist (Vgl. Pkt. 1.3) sowie ein Rollup zum Thema „Bezirkshaushalt“ aufzunehmen.

Der Inhalt der Rollups soll durch die jeweiligen Dezernate angepasst werden.
3.3 Veranstaltungsort
a. Teilnehmer/innen im Gemeinschaftshaus Lichtenrade (03. September): ca. 80-90

b. Teilnehmer/innen im Rathaus Schöneberg (05. September): ca. 40

c. Schwierigkeiten am Standort Gemeinschaftshaus Lichtenrade:

· Platzangebot im Foyer zu gering für die Anzahl der Stellwände

· Medienwart nicht anwesend

· Unstimmigkeiten hinsichtlich des Einganges, da das Gemeinschafts-haus über zwei Eingänge verfügt
Frage/Vorschlag:
a. Verlagerung der Rollups im Gemeinschaftshaus Lichtenrade in den Saal

b. Verlässliche Betreuung der Technik im Gemeinschaftshaus Lichtenrade durch einen Medienwart

c. Mehrere Sitzmöglichkeiten bei den einzelnen Abteilungen, oder Tischgruppen, Stehtische statt Stuhlreihen – eher wie Börse aufbauen (an beiden Veranstaltungsorten)
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt den Vorschlägen zu.

4. Informationsbroschüre

4.1  Verteilung

	Sprache
	bestellten Broschüren
	verteilte Broschüren (ca.)

	Deutsch
	1.500
	1.253

	Englisch
	220
	173

	Türkisch
	220
	139

	Spanisch
	220
	121

	Russisch
	220
	127

	Arabisch
	220
	109


Die kamen vor allem viel zu spät.

Was ist der Nutzen einer Brochure, wenn die Informationen darin völlig irrelevant sind?
· Es wurde ein hohes Interesse an der deutschen Broschüre gezeigt, so dass die anfängliche Stückzahl der deutschen Variante von 1.000 auf 1.500 erhöht werden musste
Frage/Vorschlag:
a. bessere Verteilung der Broschüre über das Integrationsbüro erreichen, durch:

· frühere Einbindung in das Verfahren

· Termine direkt vor Ort in den Stadtteilzentren über Integrationsbeauftragte. Ja, wenn denn der Bürgerhaushalt in Gänze den Flüchtlingseinrichtungen zu Gute kommen soll. Dann aber bitte so sagen und den ganzen Schmarrn sein lassen!
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt schlägt folgende Reduzierung der Broschüren vor:

	Sprache
	Zu bestellende Broschüren bei repräsentativem Verfahren (3.000 Anschreiben)
	Zu bestellende Broschüren bei Verzicht auf Einladungen

	Deutsch
	1.500 + 3.000
	1.500

	Englisch
	200
	200

	Türkisch
	100
	100

	Spanisch
	100
	100

	Russisch
	100
	100

	Arabisch
	100
	100


Darüber hinaus stimmt die AG Bürgerhaushalt den genannten Vorschlägen zu.
4.2  Inhalt
a. Inhalt der Broschüre wurde positiv aufgenommen
Frage/Vorschlag:
a. Kann der Inhalt der Broschüre so belassen werden, oder müssen Änderungen vorgenommen werden (zusätzlich zu den Daten des Haushaltsvolumens)?

b. Erneute Weiterleitung der Broschüre an die Ansprechpartner/innen des Bürgerhaushaltes in den einzelnen Abteilungen zur Anpassung des Inhaltes
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt dem Vorschlag zu und bittet um ergänzende Ausführungen, für welche Aufgabenfelder das Bezirksamt eindeutig nicht zuständig ist (siehe Punkte 1.3 und 3.2)

5. Plakate
· Von den 100 bedruckten Plakate wurden ca. 50 Plakate in und an den bezirkseigenen Dienstgebäuden und Einrichtungen verteilt
Frage/Vorschlag:
· Um die Hälfte weniger Plakate drucken (50 Stück)
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt dem Vorschlag zu, sofern eine Bewerbung im öffentlichen Raum nicht möglich ist. Sonst müsste die Anzahl der Plakate erhöht werden, um beispielsweise Laternen/BVG-Wartehäuschen im Bezirk Tempelhof-Schöneberg zu bestücken.

6. Werbung
a. Es wurde ein Pressegespräch durchgeführt und alle für das Bezirksamt wichtigen Werbepartner involviert und mit Werbematerial ausgestattet (PM, Konzept, Logo in Print-Format, Postwurfsendung, Foto von Frau Schöttler und Frau Dittmeyer)

b. Über mehrere Printmedien wurde über den Bürgerhaushalt berichtet:

· Morgenpost

· Die Welt

· Die Stadtteilzeitung

· Berliner Woche

· Paperpress

Kosten sind dem Bezirk nicht entstanden, da eine Bewerbung im redaktionellen Teil vorgenommen wurde und keine externe Anzeige gebucht wurde.

c. Die Warteraumfernseher konnten nicht für den Bürgerhaushalt aktiviert werden, da nur ein sehr kleiner Ausschnitt zur Präsentation zur Verfügung steht, keine Bilder verwendet werden durften und zeitweise das System überhaupt nicht zur Verfügung stand.

Frage/Vorschlag:
a. Höheren Werbeanteil: Anzeige in Tages-/Wochenzeitungen schalten

b. Absprache mit „Wall AG“ über Nutzung der BVG-Wartehäuschen

c. Absprache mit „Die Draussenwerber“ über Veröffentlichung an Laternen

d. Problem: alle Vorschläge beinhalten höhere Kosten für den Bürgerhaushalt-Etat

e. Bestehende Communities/Netzwerke direkt ansprechen

f. Werbetour mit bestehendem allgemeinem Rollup z.B. auf/bei:

· Industrie- und Wirtschaftstreff

· T-Sagif

· Ehrenamtsbörse
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt bittet um Prüfung, welche ungefähren Kosten bei Umsetzung der genannten Vorschläge entstehen.

Eine Entscheidung konnte daher noch nicht getroffen werden.

7. BVV
· Die Verordneten der BVV waren auf beiden Auftaktveranstaltungen in unterschiedlicher Zahl vertreten
Frage/Vorschlag:
a. höheres Interesse der BVV erreichen

b. Änderung/Anpassung des Konzeptes nur durch Zustimmung der BVV
Vereinbarung AG:
Wie bereits eingangs formuliert, möchte die AG Bürgerhaushalt derzeit keine Grundsatzänderung des Konzeptes vornehmen. Darüber hinaus schlägt die AG Bürgerhaushalt vor, den Auftaktveranstaltungstermin auf einen Sitzungstag der BVV-Ausschüsse (Bsp. HA-Sitzung) zu legen (siehe Pkt. 3.1).

8. Bezirksamt
· Das Bezirksamtskollegium fühlte sich offensichtlich nicht genügend in das Verfahren/ den Prozess des Bürgerhaushaltes involviert
Frage/Vorschlag:
a. Bessere Einbindung der BA-Mitglieder durch vorherige Absprache über das Verfahren/ den Ablauf

b. Bessere Absprache zwischen den beauftragten Ansprechpartnern und ihren jeweiligen Dezernenten/-innen 

c. Jeglicher Schriftverkehr zwischen der Geschäftsstelle und den Ansprechpartnern auch cc über die Dezernaten/-innen

d. Alle vier Wochen Sachstand des Bürgerhaushalts in der Bezirksamtssitzung darlegen
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt stimmt den Vorschlägen zu.
9. Weiteres Vorgehen
a. Einberufung der AG Bürgerhaushalt noch im Januar 2015 zur Detailabsprache „Bürgerhaushalt 2016“

b. Unterrichtung des Hauptausschusses in der Sitzung am 04.02.2015
Vereinbarung AG:
Die AG Bürgerhaushalt verständigt sich auf folgende Vorgehensweise:

1. Anpassung des Thesenpapiers

2. Vorlage des Thesenpapiers dem BA für die Sitzung am 27.01.2015

3. Bericht im HA am 04.02.2015

4. Darlegung aller Vorschlagsergebnisse im HA im März 2015.

�Humbug: die Verwaltung kann nicht nachdenken. Sonst hätte sie schon überfällige Änderungen vom Ablauf des Bürgerhaushalts 2008/09 vollzogen. 


�Ah, Abnickveranstaltung!


�Eben genau diese beiden Optionen standen schon immer, spätestens aber seit dem ersten Planungstreffen zum Bürgerhaushalt 2014/15 im Raum. Das ist #Kreisverkehr par exzellance!


�Also jetzt nicht nachdenken, sondern weiter verschieben. Dabei werden mit der exklusiven Berücksichtigung von Parkbänken schon Fakten geschaffen.


�Ja, in 2025 dann. vielleciht. Erst nicht nachdenken und dann Entscheidungen verschleppen.


�Die genau selbe Rechnung hatte Hennings schon 2012 vorgestellt


�Ah, ja, nerv die selben Menschen so lange, bis keiner mehr Lust hat.


�Hm? Praktisch. Presserechtlich und demokratietheoretisch möglich? Dann machen wir das auch für die §42 BezVG Einwohnerversammlungen und §44 BezVG Einwohneranträge!


�!!! Wahrscheinlich weil's von Kabel Deutschland kommt. Machen wir Freifunk demnächst!
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